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Ü
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Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Sektor A: 180°- 350°
Richtungssektor (s. Textliche Festsetzungen
Ziff. 1.1.1)

SondergebietSO

TF Teilfläche (s. Textliche Festsetzungen
Ziff. 1.1.1)

A. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

   (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 GE - Gewerbegebiet und SO - Sondergebiete

1.1.1 Gemäß § 1 Abs. 4, Nr. 2 BauNVO werden die Gewerbegebietsflächen  nach Art der Be-

triebe und Anlagen gegliedert. Den gem. § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzten SO - Sondergebie-

ten werden entsprechend ihrer Zweckbestimmung  und Art der Nutzung Emissionskontingente

zugewiesen.

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle

angegebenen Emissionskontingente  LEK nach DIN 45691 weder tags (6.00 - 22.00 Uhr) noch

nachts (22.00 - 6.00 Uhr) überschreiten.

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A) nach DIN 45691

  Teilflächen                                               LEK, tags in dB(A)             LEK, nachts in dB(A)

  Bebauungsplan Nr. 17 „Homburger Papiermühle“, 1. Änderung

  TF 1a (GE II) 60,0 45,0

  TF 1b (GE II) 60,0 45,0

  TF 1c (GE II) 60,0 45,0

  TF 2a (GE III) 60,0 45,0

  TF 2b (GE III) 60,0 45,0

  TF 3a (SO Stellplätze)                             60,0 50,0

  TF 3b (SO Eventhalle) 75,0 60,0

  TF 4 (GE II) 60,0 40,0

Das Vorhaben ist zulässig, wenn der Beurteilungspegel  Lr der Betriebsgeräusche der Anlage

oder des Betriebes (beurteilt nach TA Lärm unter Berücksichtigung der

Schallausbreitungsverhältnisse  zum Zeitpunkt der Genehmigung) das nach DIN 45691 für das

Betriebsgrundstück  berechnete Immissionskontingent  oder einen Wert von 15 dB unter dem

maßgeblichen Immissionsrichtwert  (Nr. 6.1 der TA Lärm) am maßgeblichen Immissionsort im

Einwirkungsbereich (Nrn. 2.2 und 2.3 der TA Lärm) nicht überschreitet.

Für den im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektor  A (Winkel 180° bis 350°, ausgehend

vom Bezugspunkt UTM 32395396, 5641596) erhöhen sich die Emissionskontingente  LEK nach

DIN 45691 tags und nachts um folgende Zusatzkontingente LEK,zus:

Zusatzkontingente tags und nachts in dB nach DIN 45691

  Richtungssektor                                                     Zusatzkontingente LEK,zus in dB

Tag und Nacht

  A:Winkel 180° bis 350°                                             8,0

  ausgehend vom Bezugspunkt

  UTM  32395396, 5641596

Die Prüfung der planungsrechtlichen  Zulässigkeit eines Vorhabens erfolgt nach DIN 45691,

Abschnitt 5, wobei im Richtungssektor  A die Zusatzkontingente  zu berücksichtigen sind. Bei

„seltenen Ereignissen“ im Sinne der TA Lärm Nr. 7.2 gelten die nach TA Lärm Nr. 6.3

angegebenen Immissionsrichtwerte für „seltene Ereignisse“.

1.2 GE - Gewebegebiete

1.2.1 Gemäß § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO sind Betriebe, die in größeren Mengen wasser-

gefährdende, explosive und toxische Stoffe lagern, umschlagen, behandeln oder bereitstellen,

sowie Betriebsbereiche im Sinne der Störfall-Verordnung (Art. 12 der Seveso-II Richtlinie)

innerhalb des Plangebietes nicht zulässig.

1.2.2 Gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe  und sonstige Betriebe mit

Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher nicht zulässig.

1.2.3 Handwerksbetriebe  und sonstige Gewerbebetriebe  mit untergeordneten Verkaufsflächen

für den Verkauf an letzte Verbraucher sind als Ausnahme zulässig, wenn das angebotenen

Sortiment aus eigener Herstellung stammt und der Betrieb aufgrund der von ihm ausgehenden

Emissionen typischerweise nur in einem Gewerbegebiet zulässig ist (§ 1 Nr. 9 BauNVO).

1.2.4 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind Vergnügungsstätten unzulässig.

2. SO - Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ‚Kunst, Kultur / Eventhalle und Stellplätze'

Innerhalb des festgesetzten SO - Gebietes mit der Zweckbestimmung ‚Kunst, Kultur/Eventhalle'

sind folgende Arten der Nutzung zulässig:

- Anlagen und Einrichtungen zum Betrieb der Kunst- und Kulturräume sowie der

Eventhalle,

- Nebenräume wie Küchen, Lager, Technik, Sanitär- und Verwaltungsräume,  die im

Zusammenhang mit den zulässigen Zweckbestimmungen stehen.

Innerhalb des festgesetzten SO - Gebietes mit der Zweckbestimmung ‚Stellplätze' sind

ausschließlich Stellplätze für Mitarbeiter und Besucher der Kunst,- Kultur und Eventhalle zulässig

B KENNZEICHNUNG (gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Der überwiegende Teil der 1. Änderung des Bebauungsplane Nr. 17 ist gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3

BauGB als Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden  Stoffen belastet sind,

gekennzeichnet.  Aufgabe der Kennzeichnung ist es, für die dem Bebauungsplan nachfolgenden

Verfahren (z. B. Baugenehmigungsverfahren,  Genehmigungsverfahren  nach dem Bundes-Im-

missionsschutzgesetz)  auf mögliche Gefährdungen und die erforderliche Berücksichtigung von

Bodenbelastungen hinzuweisen ("Warnfunktion").

Nach dem Mustererlass der ARGEBAU kann eine Kennzeichnung in Betracht kommen, wenn die

Darstellung oder Festsetzung einer bestimmten Nutzung trotz der Bodenbelastung gerechtfertigt

ist. Diese Voraussetzungen sind für den Planbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes

gegeben. Im Rahmen der Stilllegung der Papierfabrik ist festgestellt worden, das der derzeitige

Zustand keine Gefahr für Wirkungspfad Boden-Mensch-Wasser darstellt.

Für die möglicherweise in Teilen erheblich belasteten Flächen ist eine Nutzung vorgesehen, für

deren Verwirklichung zwar Vorkehrungen und Maßnahmen erforderlich sind, deren Konkreti-

sierung aber in nachfolgenden Verfahren, z. B. Baugenehmigungs-  oder bodenschutzrechtliches

Sanierungsverfahren,  verlagert werden kann; hierfür ist die Prognose ausreichend, dass die

Bodenbelastung nicht generell der dargestellten Nutzung entgegenstehen wird (Sanierungs-

maßnahmen also möglich sind).

In der Planzeichnung ist der betroffene Bereich gemäß der Ziffer 15.12 der

Planzeichenverordnung (PlanzV) umfahren.

C. HINWEISE

1. Bodendenkmalpflege

Beim Auftreten archäologischer  Bodenfunde und Befunde ist die Gemeinde Nümbrecht als

Untere Denkmalbehörde und/oder das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege  im Rheinland,

Außenstelle Overath, Gut Eichthal, An der B 484, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0, Fax:

02206/9030-22 unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst

unverändert zu erhalten. Die Weisung des Amtes für Bodendenkmalpflege  im Rheinland für

den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

2. Immissionsschutzrechtlicher Nachweis

Für das Bebauungsplangebiet  wurde auf die Gliederung nach Abstandserlass verzichtet. Bei

der künftigen Ansiedlung von Betrieben, die Staub, Gerüche und Erschütterungen

verursachen, ist für den Einzelfall im Genehmigungsverfahren eine immissionsschutzrechtliche

Prüfung vorzunehmen.

3. Bodenschutz

Bei baulichen Veränderungen und Sanierungen bzw. bei Neuanlagen von Erschließungen und

- wie hier geplant - die Offenlegung eines Bachlaufes sind im Rahmen der nachfolgenden

Genehmigungsverfahren  die entsprechenden Untersuchungen hinsichtlich möglicher Boden-

verunreinigungen und insbesondere die Asbestfreiheit in Aufenthalts- und Versamm-

lungsräumen (Eventhalle) zu überprüfen und in Abstimmung mit den Umweltbehörden soweit

erforderlich zu sanieren. Bei Anfall von abfallrechtlich relevantem Material ist eine fachgut-

achterliche Begleitung der Arbeiten in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde

erforderlich.

Nach § 2 (2) LBodSchG ist das Einbringen von Materialien auf oder in Böden in einer

Gesamtmenge von über 800 m³ bei der Unteren Bodenschutzbehörde  des Rhein-Erft-Kreises

mindestens 4 Wochen vorher anzuzeigen.

Gemäß der Digitalen Bodenbelastungskarte  kann z.Z. nicht ausgeschlossen werden, dass in

den natürlichen Böden des Plangebietes die Schwermetallgehalte  an Kupfer, Nickel, Cadmium

und Nickel die Vorsorgewerte nach BBodSchV überschreiten.

Eine Überschreitung der Prüf- und Maßnahmewerte,  wodurch eine Gefahrensituation  zu

erwarten wäre, ist nicht zu besorgen. Der im Rahmen von Baumaßnahmen abgeschobene

und ausgehobene Oberboden (natürliche Böden) sollte im Plangebiet verbleiben.

4. Kampfmittel

Im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes  17 ‚Homburger

Papiermühle' wurde bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampmittelbeseitigungsdienst

(KBD), ein Antrag auf Luftbildauswertung gestellt.

Die Auswertung hat ergeben, dass Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere

historische Unterlagen Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen  in Teilen des beantragten

Bereichs liefern. Seitens der Bezirksregierung wird empfohlen erst bei Durchführung konkreter

Baumaßnahmen bzw. bei Baugrundeingriffen,  mit der Behörde zwecks weiterer

Vorgehensweise den Kontakt aufzunehmen.

6. Aggerverband

Der Aggerverband weist darauf hin, dass sich im Änderungsbereich der Brölbach sowie der

verrohrte Hillenbach befinden. Die geplante Offenlegung des Hillenbaches wird ausdrücklich

begrüßt. Vor dem Hintergrund der gesetzlichen Vorgaben von § 38 WHG und § 90 a LWG ist

aus Gründen des Gewässerschutzes  grundsätzlich ein Gewässerrandstreifen  entlang der

Gewässer auszuweisen. Diese Gewässerrandstreifen  sollten von jeglicher weiterer Bebauung

und intensiver Nutzung freigehalten werden.

Darüber hinaus ist eine Zugangsmöglichkeit  zum Gewässer für Unterhaltungsarbeiten  für den

Aggerverband zu erhalten.

Der Aggerverband weist des Weiteren darauf hin, dass sich Teile des Änderungsbereichs  im

gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet  der Bröl befinden. Die Regelungen des

WHG und LWG sind zu berücksichtigen (u. A. § 78 WHG, § 113, 114 LWG).

Hinsichtlich der Einleitung weiterer Niederschlagswässer  ist zu beachten, dass ggf.

bestehende Einleitungserlaubnisse  über ein einschlägiges Wasserrechtsverfahren

anzupassen sind, wobei sich zulässige Einleitungsmengen an den Anforderungen des

Merkblattes BWK M3/M7 orientieren sollten. Letzteres gilt auch für den Neubau von

Entwässerungssystemen.

7. Artenschutz

Die Bedeutung des Planänderungsbereiches  für gesetzlich geschützte Tierarten wurde im

Rahmen der Artenschutzrechtlichen  Prüfung (ASP) Stufe II sowie der CEF-Konzeption

Haselmaus und Zwergfledermaus geprüft (GALUNDER 2016).

Nach Darstellung der Artenschutzprüfung zum Bebauungsplan kann das Eintreten

artenschutzrechtlicher  Verbotstatbestände unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaß-

nahmen sowie von CEF-Maßnahmen für Haselmaus und Zwergfledermaus ausgeschlossen

werden.

Die Vermeidungsmaßnahmen  bestehen einerseits in der Einhaltung von Ausschlusszeiten für

Eingriffe in mögliche Brutbereiche und Lebensräume. So ist die Beseitigung von Gehölzen

bzw. Gebäuden nur in dem Zeitraum vom 01.10 bis 28.02. zulässig.

Andererseits sind bauliche Veränderungen an den im Plangebiet vorhandenen betonierten

Industriegewässern  zum Schutz der dort lebenden Erdkröten und Teichmolche möglichst zu

unterlassen. Andernfalls sind die Amphibien vorher abzufangen und in andere Gewässer im

Plangebiet umzusiedeln.

Als CEF-Maßnahme sind acht Haselmauskobel  im Umfeld der Brölaue einzubringen.

Weiterhin sind für die Zwergfledermaus 5 Sommerquartiere  und 3 Winterquartiere auf den

Fassaden der vorhandenen Gebäude anzubringen.

8. DIN-Vorschriften und sonstige Technische Vorschriften

Die der Planung zugrundeliegende DIN 45691 sowie die TA - Lärm können bei der Gemeinde

Nümbrecht im Bauamt, 1. Obergeschoss des Rathauses, Hauptstraße 16, eingesehen

werden.
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ERLÄUTERUNGEN

Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 17, 1. Änderung hat im

Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3

(1) des Baugesetzbuches (BauGB) in der Zeit vom .................... bis

..................... ausgelegen. Äußerungen waren bis einschließlich

.................... möglich. Die Behörden und sonstige Träger

öffentlicher Belange wurden  gemäß § 4 (1) des Baugesetzbuches

(BauGB) mit Schreiben vom .................... von der frühzeitigen

Beteiligung der Öffentlichkeit unterrichtet.

Nümbrecht, den ....................

............................................................................................................

Bürgermeister
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